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Hinz&Kunzt zum 25. +++ Grundstücke +++ Elbtower +++ Eingabenausschuss +++ HVV-Preise+++ Gedenkstätte Stadthaus

Liebe Leserinnen und Leser,

auch wenn es dieser mittlerweile 155. »BürgerInnenbrief« 
nicht so sehr widerspiegelt, aber es ist nur allzu offensicht-
lich, dass wir in einer Zeit der Polarisierung und des Um-
bruchs leben. Die RechtsextremistInnen erleben europaweit 
einen kaum noch für möglich gehaltenen Aufschwung und 
stellen mittlerweile die eine oder andere Regierung, neue 
Narrative, Erzählungen zum Begreifen der Welt machen die 
Runde (z.B. die eines fast verblichenen Politikers: »die Migra-
tion ist die Mutter aller Probleme«), die Parteiensysteme be-
finden sich in einem grundlegenden Umbruch, bei dem die 
Sozialdemokratie an den Abgrund gerät, bei Wahlen haben 
wir es nach wie vor mit einem erheblichen Anteil an Nicht-
wählerInnen zu tun, inzwischen aber auch mit dramatischen 
WählerInnenwanderungen. DIE LINKE behauptet sich immer-
hin, aber wir machen uns keine Illusionen, dass die Verän-
derungen an uns vorbeigehen; auch in der LINKEN sind be-
kanntlich Konflikte entbrannt. Es ist an der Zeit, über den 
weiteren Weg in diesem Land, auch in dieser Stadt, über die 
Alternativen und Perspektiven in einen großen Diskurs ein-
zutreten. Wer mag, kann und soll sich gerne einbringen, auch 
mit entsprechenden Beiträgen für unseren BürgerInnenbrief.

Derweil sorgen wir uns in Hamburg auch um die vielen, 
konkret anstehenden Probleme: die zweifelhafte Grund-
stücks- und Wohnungspolitik des Senats, den geplanten Rie-
sentrumm an den Elbbrücken, die schon wieder anliegenden 
HVV-Fahrpreiserhöhungen, die unglaubliche Ignoranz von 
Senat und Investor hinsichtlich des Umgangs mit dem Stadt-
haus, der ehemaligen Folter- und Mordzentrale der Gestapo. 
Von all dem ist in dieser Ausgabe zu lesen. Innerhalb der 
Linksfraktion liegt der Schwerpunkt darüber hinaus bei der 
Vorbereitung der dreitägigen Bürgerschaftsberatungen zum 
Doppelhaushalt 2019/20 am 11. bis 13. Dezember. Die sind 
schließlich entscheidend dafür, ob die Freie und Hansestadt 
Hamburg in den kommenden zwei Jahren wenigstens ansatz-
weise die Konsequenzen aus dem oben Formulierten zieht: 
vor allem endlich mehr zu tun gegen die immer weiter auf-
gehende Schere zwischen Arm und Reich. Ohne nachhaltige 
– und mit Blick auf die nächste Finanz- und Wirtschaftskrise 
rechtzeitige – Schritte zur Umverteilung von oben nach un-
ten werden sich die gesellschaftlichen Auseinandersetzungen 
weiter und noch massiver zuspitzen.

Herausgeberinnen und Redaktion
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Grundstückspolitik am Gemeinwohl orientieren! 
Heike Sudmann fordert, den Verkauf städtischer Grundstücke in Hamburg zu stoppen

Anders als alle anderen Parteien streitet DIE LINKE vehe-
ment gegen die Privatisierung öffentlicher Aufgaben und 
öffentlichen Eigentums. Zu dem Eigentum zählen auch die 
Grundstücke, die sich im Besitz der Stadt befinden. In den 
ersten beiden Legislaturperioden war es den anderen Par-
teien noch gelungen, die LINKE aus dem Gremium, in dem 
alle Grundstücksgeschäfte der Stadt – Ankauf, Verkauf, Erb-
baurecht, Nutzung von Vorkaufs- und Wiederkaufsrechten – 
entschieden werden, herauszuhalten. 

Seit der Bürgerschaftswahl 2015 ist die LINKE in Ham-
burg nun erstmals in der Kommission für Bodenordnung 
(kurz Bodenkommission) vertreten. Wir haben einen Sitz bei 
den »Vollmitgliedern«, den ich wahrnehme, sowie jeweils ei-
nen stellvertretenden Sitz für die Bezirke Altona, Wands-
bek und Bergedorf. Seitdem streite ich vierzehntägig in den 
nichtöffentlichen Sitzungen vehement gegen den Verkauf 
öffentlicher Grundstücke und gegen die Ablösung von Erb-
baurechten. Mittlerweile werden zwar hin und wieder Erb-
baurechte vergeben, aber die verstärkte Nutzung des Erbbau-
rechts, wie sie in 2016 noch vom damaligen Finanzsenator 
verkündet wurde, findet nicht statt. Immerhin wurden die 

Erbbauzinsen dem Markt etwas angepasst, statt bei 5% liegen 
sie jetzt bei 2,1% für Wohnungsbaugrundstücke. Damit ist das 
Erbbaurecht attraktiver geworden. 

Seit 2011 ca. 155 Hektar für 17.000 Wohnungen 
verkauft
Aus den Jahresberichten der Kommission für Bodenordnung 
lässt sich errechnen, wie viel Hektar städtischer Wohnungs-
bauflächen verkauft wurden. Von 2011 bis 2017 waren das 
rund 155 Hektar, auf denen über 17.000 Wohneinheiten ent-
stehen sollten. Eine Vergabe im Erbbaurecht mit einer klaren 
Vorgabe für die Schaffung von leistbaren, preiswerten Woh-
nungen zu vergeben, hätte einen schönen Beitrag zur Dämp-
fung des Mietenwahnsinns leisten können. 

Nachfolgend ist ein Bürgerschaftsantrag dokumentiert, 
den ich für die Linksfraktion geschrieben habe. Dieser An-
trag harrt jetzt im Stadtentwicklungsausschuss der Bürger-
schaft und wird irgendwann in 2019 auf die Tagesordnung 
kommen (irgendwann deshalb, weil die Tagesordnung von 
der rot-grünen Mehrheit abhängig ist). Ich werde über den 
weiteren Fortgang berichten. 
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Bürgerschafts-Drucksache 21/14660 vom 
17.10.2018: Gemeinwohlorientierte Grundstücks- und 
Bodenpolitik für Hamburg – Erbbaurecht statt Ausver-
kauf städtischer Grundstücke
Hamburg hat seit Jahren mit einer Explosion der Mieten 
und Bodenpreise zu tun. Das Wohnen wird dadurch immer 
teurer, für viele Menschen sind die Mieten in Hamburg kaum 
noch zu bezahlen. 

DIE LINKE setzt sich schon lange für eine andere Grund-
stücks- und Bodenpolitik ein. Wer eine langfristige Stadtent-
wicklung betreiben möchte, muss auch noch in Jahrzehnten 
die Möglichkeit haben, auf stadteigene Flächen zurückgrei-
fen zu können. Aus diesem Grund haben die früheren Stadt-
väter und -mütter städtische Grundstücke im Erbbaurecht 
vergeben und nicht verkauft. Doch in den 50er und 60er 
Jahren des letzten Jahrhunderts setzte bundesweit eine Ent-
wicklung weg vom Erbbaurecht ein. In Hamburg wurde durch 
den jahrzehntelang betriebenen Verkauf von städtischen 
Grundstücken die Möglichkeit für eine langfristige und nach-
haltige Bodenpolitik drastisch reduziert. Langsam setzt ein 
Umdenken ein. Das zeigt sich z.B. beim Gruner&Jahr-Gelän-
de am Baumwall, das vor Jahrzehnten von der Stadt verkauft 
wurde, nun von der Stadt zurückgekauft und im Erbbaurecht 
neu vergeben wird. Mittlerweile gibt es – zumindest rheto-
risch – die Absicht des Senats, Erbbaurechte verstärkt anzu-
gehen. Insofern hofft DIE LINKE, dass ihre Forderung nach 
einem Stopp des Verkaufs städtischer Grundstücke doch 
Wirklichkeit wird. Unterstützung für diese Forderung gibt es 
auf vielen außerparlamentarischen Ebenen. Prominent und 
aktuell ist der »Münchner Ratschlag zur Bodenpolitik«. Aus 
dem dort verabschiedeten Papier wird nachfolgend zitiert:

»Am 22. und 23. Juni 2018 sind auf Einladung der Münch-
ner Initiative für ein soziales Bodenrecht (www.initiative-bo-
denrecht.de) über 60 hochrangige Vertreterinnen und Ver-
treter der Städte Berlin, Bremen, Frankfurt a.M., Freiburg, 
Hamburg, Leipzig, München, Münster, Tübingen und Ulm so-
wie Expertinnen und Experten des Deutschen und des Baye-
rischen Städtetags, des Deutschen Instituts für Urbanistik, 
des Deutschen Verbandes für Wohnungswesen, Städtebau 
und Raumordnung, des vhw – Bundesverband für Wohnen 
und Stadtentwicklung sowie von zahlreichen weiteren Aka-
demien, Stiftungen und Hochschulen zu einer kommunalen 
Werkstatt, dem Münchner Ratschlag zur Bodenpolitik, zu-
sammengekommen ...

Eine gemeinwohlorientierte Bodenpolitik ist der Dreh- 
und Angelpunkt sozialer Wohnraumversorgung und lebens-
werter Städte. Boden ist wie Luft und Wasser kein Gut wie 
jedes andere. In seinem Beschluss zu Artikel 14 Grundgesetz 
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vom 12. Januar 1967 hat das Bundesverfassungsgericht u.a. 
festgestellt: ›Die Tatsache, dass der Grund und Boden unver-
mehrbar und unentbehrlich ist, verbietet es, seine Nutzung 
dem unübersehbaren Spiel der Kräfte und dem Belieben des 
Einzelnen vollständig zu überlassen; eine gerechte Rechts- 
und Gesellschaftsordnung zwingt vielmehr dazu, die Interes-
sen der Allgemeinheit in weit stärkerem Maße zur Geltung 
zu bringen als bei anderen Vermögensgütern‹! 

Eine ›dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte 
Bodennutzung‹ (§ 1 Abs. 5 Baugesetzbuch) ist angesichts 
eines immer mehr in die internationalen Finanzmärkte 
einbezogenen Boden- und Immobilienmarktes, der in den 
letzten Jahren stark gestiegenen Bodenpreise und Mieten 
und eines anhaltenden Wachstumsdrucks in vielen Städten 
immer weniger zu gewährleisten. Die Städte sehen sich mehr 
denn je in der Pflicht, die gegebenen Handlungsspielräume 
für eine soziale Stadtentwicklungspolitik kreativ zu nutzen 
und den Erfahrungsaustausch zu erfolgreichen Modellen in 
der kommunalen Bauland- und Wohnungspolitik zu verstär-
ken. Diese Bemühungen im Rahmen des gegebenen rechtli-
chen Instrumentariums stoßen aber angesichts eines zuneh-
menden Wachstumsdrucks und eines gravierenden Mangels 
an bezahlbaren Wohnungen immer mehr an ihre Grenzen.« 

Handlungsspielräume für eine soziale Stadtentwicklung 
und gemeinwohlorientierte Bodenpolitik gibt es auch in 
Hamburg. Hier können Senat und Bürgerschaft tätig wer-
den, ohne auf die Änderung von bundesgesetzlichen Rege-
lungen warten zu müssen. 

Die Bürgerschaft möge beschließen:
Der Senat wird aufgefordert,
1. 	städtische Grundstücke nicht mehr zu verkaufen, son-

dern im Wege des Erbbaurechts zu vergeben,
2.	 für die Schaffung langfristig bezahlbaren Wohnraums 

für breite Kreise der Bevölkerung städtische Wohnungs-
baugrundstücke ausschließlich an Akteur_innen des 
Wohnungsmarkts zu vergeben, die sich dem Gedanken 
der Gemeinnützigkeit verpflichten. Bei der Vergabe der 
Grundstücke im Erbbaurecht wird 

	 a. eine langfristige Zweckbindung des Grundstücks für 
Wohnen,

	 b. eine Gewinnbeschränkung der Wohnungsmarktak-
teur_innen,

	 c. eine dauerhafte Bindung der entstehenden Wohnungen 
nach den Grundsätzen der öffentlichen Wohnungsbauför-
derung festgelegt.

3. der Bürgerschaft bis zum 28. Februar 2019 über den 
Stand der Umsetzung zu berichten.
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Am falschen Ort mit falschem Konzept
Heike Sudmann über hochfliegende Pläne zum Elbtower

Zu den Hinterlassenschaften von Olaf Scholz gehört die Pla-
nung für den »Elbtower«, ein gedanklich mittlerweile auf 244 
Meter Höhe angewachsenes Hochhaus an den Elbbrücken. 
70.000 qm Büronutzungen, 16.000 qm für Hotels, 11.000 qm 
publikumsbezogene Nutzungen und 560 Stellplätze sollen 
dort entstehen. Eine Wohnnutzung wird mit Verweis auf den 
Verkehrs-/Umgebungslärm abgelehnt (s. »BürgerInnenbrief« 
vom 21. Februar 2018 unter www.linksfraktion-hamburg.de/
fraktion/heike-sudmann/buergerinnen-briefe/). 

Senat scheut Debatte über Hochhäuser in Hamburg
Obwohl Ex-Bürgermeister Scholz schon im Februar 2018 auf 
einer großen Pressekonferenz die Entscheidung für den Inves
tor SIGNA und dessen Konzept bekannt gab, wurde die Vor-
lage zum Verkauf des Grundstückes erst kurz vor der Som-
merpause in der Bürgerschaft eingebracht. Richtig gelesen, es 
geht nicht um die Frage, ob die Bürgerschaft einem Hochhaus 
an diesem Ort zustimmt, sondern einzig und allein um den 
Kaufvertrag. Eine Hochhaus-Debatte, mit BürgerInnen, Fach-
leuten, Interessierten, wie ich sie schon im Februar gefordert 
hatte, scheint der Senat weiterhin zu scheuen. Einziges Zuge-
ständnis an diese Forderung, die mittlerweile auch von der 
CDU aufgegriffen wurde, ist eine Veranstaltung im Rahmen 
der Stadtwerkstatt. Bei Redaktionsschluss dieses »BürgerIn-
nenbriefs« stand der Termin hierfür noch nicht fest. 

Transparenz? Fehlanzeige: Kaufvertrag in weiten Teilen 
geschwärzt 
Aber zurück zum Kaufvertrag. In der Bürgerschaftsdruck-
sache 21/13500 vom 19. Juni 2018 (www.buergerschaft-hh.
de/parldok/vorgang/57213) sind die Rahmenbedingungen 

des Grundstücksgeschäfts beschrieben, ebenso findet sich 
dort das Bau- und Nutzungskonzept mit vielen Bildern und 
Ansichten. Der Kaufvertrag selbst wurde vom Senat in das 
Transparenzportal gestellt. Doch welch Überraschung: 

Etliche Teile des Kaufvertrags sind dort geschwärzt. Wie 
der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit auf meine Anfrage hin nach einer vorläufigen 
Prüfung mitteilte, bestünden Zweifel, dass diese Schwär-
zungen den Ansprüchen von BürgerInnen nach dem Transpa-
renzgesetz genügen. Der Datenschutzbeauftragte listete mehr-
fach Beispiele auf, wo ganze Abschnitte komplett geschwärzt 
sind, sodass auch aus dem Kontext nicht nachvollziehbar sei, 
was hier überhaupt geregelt wird. Die Höhe sämtlicher Ver-
tragsstrafen wurde ebenfalls geschwärzt. 

Kein Mensch unterschreibt einen Vertrag, wenn er weder 
die Strafklauseln noch alle Regelungen kennt. Doch die Bür-
gerschaft sollte blind entscheiden. Das wollte dann auch Rot-
Grün nicht so stehen lassen und stimmte einem CDU-Antrag 
auf Einsicht in den ungeschwärzten Kaufvertrag zu. Leider 
wurde die Einsicht nur unter größter Geheimhaltung und 
nach Unterzeichnung einer Verschwiegenheitserklärung er-
laubt, auch die Diskussion im Ausschuss fand unter Aus-
schluss der Öffentlichkeit statt – gelte es doch, Betriebsge-
heimnisse und das Vertrauen des Investors zu wahren. 

Immerhin wird in der öffentlich zugänglichen Bürger-
schafts-Drucksache der Nettopreis von 122 Mio. Euro ge-
nannt, für den das Grundstück zwischen den Elbbrücken im 
Osten der HafenCity verkauft werden soll. 
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Kritik von Sachverständigen an den Plänen
Der Stadtentwicklungsausschuss der Bürgerschaft lud Sach-
verständige zu einer Anhörung über den Elbtower ein. Der 
von der LINKEN benannte Sachverständige Mario Bloem, 
ein Stadtentwickler aus Hamburg, wies in seinem sehr in-
formativen Vortrag nach, weshalb der Elbtower weder zum 
Wahrzeichen tauge noch der Standort an den Elbbrücken der 
richtige sei. Er hinterfragte auch die Sinnhaftigkeit der ver-
schiedenen publikumswirksamen Nutzungen, die auf 11.000 
Quadratmetern stattfinden sollen (der gesamte Vortrag ist 
auch im Anhang zum Protokoll der Anhörung zu finden un-
ter www.buergerschaft-hh.de/parldok/vorgang/57844). Der 
von den GRÜNEN benannte Sachverständige sprach sich für 
den Elbtower aus. Wie nicht anders zu erwarten, waren die 
Berater des Senats, die von der SPD als Sachverständige ein-
geladen wurde, von ihrer eigenen Arbeit zum Kaufvertrag 
überzeugt. Einzig noch der Sachverständige der CDU machte 
kritische Anmerkungen. SIGNA habe bisher keine Erfah-
rungen mit dem Bau von Hochhäusern, auch seien die kal-
kulierten Mieten für den Hamburger Büromarkt nicht rea-
listisch. Gerate der Investor in Schieflage, nützten auch die 
Vertragsstrafen nichts, dann hätte Hamburg im schlechtesten 
Fall eine Bauruine dort stehen. 

Öffentliches Grundstück wird verkauft
Obwohl eine Vergabe des Grundstücks im Erbbaurecht vor-
gesehen war, soll das Grundstück nun verkauft werden. SI-
GNA wie auch alle anderen Bewerber haben das riesen-
große Schlupfloch der Ausschreibung genutzt, in der es u.a. 
heißt: »Ausnahmsweise kommt auch ein Grundstückskauf-
vertrag in Betracht, wenn sichergestellt ist, dass gleichwer-
tige Regelungen sowohl wirtschaftlich wie auch in Hinblick 
auf die Qualitätssicherung (Planungs-, Bau- und Nutzungs-
phase, Rückübertragung) vereinbart werden können und 
der Bieter nachweist, dass ihm der Abschluss eines Erbbau-
rechtsvertrags nicht mo ̈glich ist.« Die Begründung, dass sich 
ein Kauf des Grundstücks wirtschaftlich besser darstellen 
lasse, reichte aus, um den Senat vom Erbbaurecht abzubrin-
gen. 

Am Ende stimmten im Stadtentwicklungsauschuss SPD 
und GRÜNE dem Kaufvertrag zu. Nur die LINKE lehnte den 
weiteren Verkauf von öffentlichen Grundstücken (und auch 
das dort geplante Hochhaus) ab. Die restliche Opposition ent
hielt sich. Die Bürgerschaft wird voraussichtlich im Dezem-
ber über den Kaufvertrag entscheiden. 

Eingabenausschuss – bedrückende Erfahrungen
Von Christiane Schneider 

Als Mitglied des Eingabenausschusses (bzw. Petitionsaus-
schusses) bin ich zur Verschwiegenheit verpflichtet. Daran 
halte ich mich, auch wenn das manchmal sehr schwer fällt, 
wenn ich voll Trauer und Wut über Entscheidungen aus die-
sem Ausschuss komme. Dennoch will ich vor dem Hinter-
grund meiner Erfahrungen in diesem Ausschuss – ich bin in 
der Linksfraktion zuständig für »Ausländereingaben«, kon-
kret geht es fast immer um die Abwendung von Abschie-

bungen – allgemein und exemplarisch auf einige Probleme 
und Tendenzen hinweisen, die mich besonders bedrücken. 

Das Anfang 2016 verabschiedete »Asylpaket II«, mit dem 
Abschiebungen erleichtert und beschleunigt werden sollten, 
führt u.a. dazu, dass zunehmend viele kranke und schwer-
kranke Menschen abgeschoben werden. Denn seither gilt, 
dass nur noch »lebensbedrohliche und schwerwiegende Er-
krankungen, die sich durch Abschiebung wesentlich ver-
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schlechtern würden«, vor Abschiebung schützen. Dabei 
muss die medizinische Versorgung im Zielland nicht der in 
Deutschland entsprechen. Diese Verschärfung führt z.B. dazu, 
dass die Behörden keine Kosten und Mühen scheuen, um 
schwerkranke Menschen, auch solche mit multiplen Krank-
heiten, abzuschieben. Nicht selten in Länder, in denen ih-
nen der Zugang zur medizinischen Versorgung de facto ver-
sperrt ist – sei es, dass es kaum Krankenhäuser oder andere 
Einrichtungen gibt, die die erforderlichen Behandlungsmög-
lichkeiten bieten, sei es, dass die Abgeschobenen aufgrund 
von Mittellosigkeit oder Diskriminierung vom Krankenversi-
cherungssystem ausgeschlossen bleiben. Von Letzterem sind 
vor allem Roma betroffen, die in die als »sicher« eingestuf-
ten Westbalkan-Länder abgeschoben werden. Auch Korrup-
tion spielt beim Ausschluss von der medizinischen Versor-
gung eine große Rolle.

Psychische Krankheiten werden nicht als »lebensbedroh-
liche und schwerwiegende Erkrankungen« eingestuft. Da-
bei sind sehr viele Geflüchtete traumatisiert, oft sogar sehr 
schwer. Werden sie in das Herkunftsland abgeschoben, in 
dem sie traumatisiert wurden, ist die Gefahr, dass sich post-
traumatische Belastungsstörungen verschlechtern, sehr hoch. 
Vor allem ist bei (drohenden) Abschiebungen die Gefahr von 
Selbstgefährdung groß, so warnen die Fachverbände und so 
weiß ich es auch aus mehrjähriger Ausschusserfahrung. 

Für die Ausländerbehörde ist die Sache damit erledigt, 
dass die »Flugreisetauglichkeit« festgestellt und im Zweifels-
fall ein Arzt/eine Ärztin mitgeschickt wird, der/die die Betrof-
fenen am Zielflughafen absetzt und dann wieder die Heim-
reise antritt. Was mit den (meist völlig mittellosen) Menschen 
vor Ort passiert, ob sie überhaupt eine Unterkunft haben, Fa-
milienangehörige, die sie auffangen, Zugang zu Medikamen-
ten und ärztlicher Hilfe, interessiert niemanden mehr. Ich 
möchte nicht wissen – oder doch, ich möchte es wissen –, wie 
viele kranke Geflüchtete an den elenden Umständen, in die 
sie abgeschoben werden, zugrunde gehen und sterben. 

Kürzlich wurde bekannt, dass das Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge einen Mann aus dem Kreißsaal heraus-
holte, um ihn abzuschieben, während seine Frau in diesem 
Kreißsaal ihr Kind bekam. Einige Tage später wurde eine 
schwangere und an Diabetes erkrankte iranische Frau aus 
der Mainzer Universitätsklinik geholt und nach Hannover 
verfrachtet, um zusammen mit ihrem einjährigen Kind und 
ihrem Mann, der aus der Abschiebehaftanstalt in Ingelheim 
geholt wurde, nach Kroatien abgeschoben zu werden. Die Ab-
schiebung scheiterte, und während die Polizei den Mann zu-
rück nach Ingelheim brachte, ließ sie die Frau, die nur eine 
dünne Jacke hatte und in Hausschuhen war, mit dem Klein-
kind und 100 Euro (die nicht mal für die Fahrkarte nach 
Mainz reichten) auf dem Bahnhof in Hannover zurück. 

Abschiebungen aus dem Krankenhaus sind mir aus Ham-
burg nicht bekannt geworden – unter Schill waren sie noch 
gang und gäbe. Doch erfuhr ich vor einigen Tagen via Face-
book, dass ein psychisch kranker, in einer Klinik unterge-
brachter Georgier vor die Wahl gestellt wurde, zuzuschauen, 
wie seine schwangere Frau und sein Kind abgeschoben wer-

den, oder mitzugehen. Er »entschied« sich für die Abschie-
bung, der Protest der ÄrztInnen blieb erfolglos. Ein Live-Vi-
deo auf der Facebookseite von »Rapfugees« dokumentierte 
vor wenigen Tagen die nächtliche Abschiebung einer Ro-
ma-Familie aus Veddel; die kranke Mutter hatte offensicht-
lich einen Zusammenbruch erlitten und wurde, bewusstlos 
angeschnallt auf einem Krankensitz, roh durch die zu enge 
Bustür gepresst.

Was ich mit diesen Beispielen sagen will: Die Verschärfung 
des Asylrechts fördert die Verrohung – des Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF), der Ausländerbehörden 
und von Vollzugsbeamtinnen und -beamten. 

Dazu trägt auch und nicht zuletzt das »Dublin-III-System« 
bei. Für Geflüchtete, die auf der Flucht Deutschland über ein 
Drittland erreichen (da es keine regulären Fluchtwege gibt, 
z.B. mit dem Flieger, gibt es für sie gar keine andere Möglich-
keit!), gilt, dass sie hier kein Asylverfahren durchlaufen dür-
fen, sondern in das Drittland »rückgeführt« werden. Immer 
wieder richten Betroffene verzweifelte Eingaben an die Bür-
gerschaft. Das Perfide dieses Systems ist: Dem BAMF reicht 
die Feststellung, dass die Geflüchteten bereits andernorts re-
gistriert wurden, um die Rückführung zu veranlassen. Nä-
here Umstände interessieren diese Bundesbehörden nicht 
(und es gibt manchmal wirklich kaum vorstellbare drama-
tische Umstände). Die örtliche Ausländerbehörde wird vom 
BAMF mit der Abschiebung beauftragt. Für alles andere ist 
die Ausländerbehörde »nicht zuständig«; sie lässt die Abschie-
bung »lediglich« durchführen, von Vollzugskräften, die ihrer-
seits nur auf Anordnung handeln. Dieses Dublin-III-System ist 
ein System organisierter Verantwortungslosigkeit. 

Beispiele? Hamburg schiebt (jedenfalls derzeit) keine 
Frauen und Kinder und auch nicht Männer (sofern sie nicht 
straffällig geworden sind oder als »Gefährder« eingestuft wer-
den) nach Afghanistan ab. Aber die Stadt schiebt im Rahmen 
von Dublin III ganze Familien zum Beispiel nach Norwegen 
ab, von wo sie dann weiter nach Afghanistan abgeschoben 
werden. Hier wäscht sich die Hansestadt – obwohl solche Ket-
tenabschiebungen eigentlich rechtswidrig sind – die Hände 
in Unschuld. Oder Italien: Wie viele Menschen hat Hamburg 
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Mitteilung des Statistischen Amtes für Hamburg und Schles-
wig-Holstein vom 8. August 2018 gut 25.500 Menschen Leis-
tungen der Grundsicherung im Alter, vier Prozent mehr als 
ein Jahr zuvor. 

Die HVV-Tariferhöhung wird im Dezember in der Bürger-
schaft endgültig abgestimmt. Neben der LINKEN werden 
wohl auch die CDU und die FDP die Erhöhung ablehnen. 
Doch die »grün-rote« Senatsmehrheit wird die »Tarifanpas-
sung« gnadenlos durchsetzen und einmal mehr das Lamento 
ertönen lassen, mehr Angebot und Service würden eben auch 
mehr Geld kosten…

Es geht auch anders, wie die Bezirksversammlung Harburg 
zeigt. Dort wurde auf Antrag der Fraktion DIE LINKE ein Do-
kument mit dem Titel: »Keine neue Fahrpreiserhöhung beim 
HVV« beschlossen. Für den Antrag votierten die Fraktionen 
der LINKEN, GRÜNEN, CDU, FDP und AfD, dagegen lediglich 
die SPD, recht zukunftsfremd und unsozial, wie wir hervorhe-
ben möchten. In der Antragsbegründung unserer Harburger 
GenossInnen findet sich fast alles, was zu der neuerlich un-
verschämten Preiserhöhung zum 1. Januar 2019 zu sagen ist. 
Und der Antrag ist ein schönes Beispiel, wie die LINKE auch 
in den Bezirken Druck auf den Senat ausüben kann.

Antrag der Harburger LINKEN in der Bezirksversammlung (BV) 
Betr.: Harburg für Alle! Keine erneute Fahrpreiserhöhung beim HVV (Drs. 20-4165 vom 12.10.2018) 
In der BV Harburg am 30. Oktober mehrheitlich verabschiedet gegen die SPD mit den Stimmen von LINKEN, 
GRÜNEN, CDU, FDP und AfD

Sachverhalt: 
Der Hamburger Verkehrsverbund (HVV) will zum 1. Januar 
2019 erneut die Fahrpreise erhöhen. Eine Tarifanhebung um 
durchschnittlich 2,1 Prozent soll beantragt werden, teilte 
der HVV mit. Seinen Antrag begründet der HVV mit höheren 
Kraftstoff- und Personalkosten. Diese vom HVV geplante 
Preissteigerung bei den Tickets für Bahnen, Busse und 
Fähren liegt damit aber wieder einmal über der Inflations
rate (2016: 0,5%, 2017: 1,8%, August 2018: 2,0%/Quelle: 
www.inflationsrate.com, 14.9.2018) und heizt diese damit 
auch wieder an. Dem Deutschen Institut für Wirtschaftsfor-
schung zufolge ist das Haushaltseinkommen der unteren 40 
Prozent der deutschen Bevölkerung inflationsbereinigt von 
1999 bis 2015 um fast sieben Prozent gesunken (DIE ZEIT, 
6.9.2018). Damit trifft die nun schon regelmäßige jährliche 
Preiserhöhung des HVV nicht nur, aber besonders die Men-
schen mit geringerem Einkommen, die Rentner_innen, die 
Arbeitslosen, Auszubildenden, den wachsenden Anteil der 
Menschen in prekären Beschäftigungsverhältnissen in Teil-
zeit, in Minijobs und andere wirtschaftlich belastete Bürger_
innen unserer Stadt und in unserem Bezirk Harburg. 

Aus der Antwort auf die Große Anfrage (Drs. 21/13319 
vom 3.7.2018) der Fraktion DIE LINKE. in der Hambur-
gischen Bürgerschaft geht hervor: Während die HVV-Preise 
für die Senior_innenkarte von 2008 bis 2017 um kräftige 
31,3 Prozent zulegten, stiegen die Renten in Hamburg im 
Schnitt nur um 14,9 Prozent. Wenn Mobilität in Hamburg zu 
einem Luxusgut wird, dann bedeutet das für untere Einkom-
mensgruppen auch Einschnitte bei der Teilnahme am gesell-
schaftlichen Leben und der Gefahr privater Vereinsamung. 

Die im Zuge des am 30.6.2017 von der Stadt Hamburg 
beschlossenen Luftreinhalteplans (LRP) betriebene Flot-
tenerneuerungspolitik des HVV für mehr saubere Antriebe 
als wesentliches Element bei der Verbesserung der Luft-
qualität wird ohne positive Folgen bleiben, wenn immer 
weniger Menschen den öffentlichen Nahverkehr nutzen 

(können). Aber eine kurzfristig nachhaltige Senkung der Um-
welt-Schadstoffbelastungen wäre in unser aller Interesse. 
Die Reduzierung des individuellen motorisierten Verkehrs 
durch vermehrte Nutzung des Öffentlichen Nahverkehrs 
würde nicht nur die Belastung unserer Atemluft mit Sticko-
xiden und Feinstaub sowie die vielerorts mittlerweile uner-
trägliche Lärmbelastung wirksam verringern. 

Auch weniger Unfälle und weniger Gestank und damit 
deutliche Gewinne an Lebensqualität in unserer Stadt ge-
hörten zu den zu erwartenden Folgen. Straßen und Plätze 
könnten tendenziell als öffentliche Räume mit Aufenthalts-
qualität zurückgewonnen werden. Angesichts der immensen 
Folgekosten des motorisierten Individualverkehrs (Straßen-
bau, medizinische Unfall-Folgekosten, ...) würde sich eine 
steigende Attraktivität des Öffentlichen Nahverkehrs auch 
volkswirtschaftlich auszahlen. Nahverkehr ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe, und ein Ausgleich für Ausgaben 
des HVV aus Steuermitteln ist dem Hamburger Landes-
haushalt durchaus zuzumuten.  Es ist allen Abgeordneten 
der Bezirksversammlung Harburg bewusst, keine Entschei-
dungsbefugnis über die Fahrpreisgestaltung des Hamburger 
Verkehrsverbundes zu haben. Aber zum Selbstverständnis 
der demokratisch gewählten parlamentarischen Vertretung 
von über 260.000 Harburger/innen sollte gehören, Erwar-
tungen der durch sie repräsentierten Bevölkerung an den 
Öffentlichen Nahverkehr der Stadt und des Bezirks Harburg 
zu formulieren.

Petitum: 
Die Bezirksversammlung Harburg lehnt die vom Hamburger 
Verkehrsverbund angestrebte erneute Fahrpreiserhöhung 
zum 1. Januar 2019 ab und ersucht die Hamburgische Bür-
gerschaft, diese nicht zu genehmigen. 

https://sitzungsdienst-harburg.hamburg.de/bi/vo020.
asp?VOLFDNR=1005714
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Für eine würdige Gedenkstätte im Stadthaus!

Gerade jetzt: Erinnern für Gegenwart und Zukunft
Hamburg braucht einen Ort der Aufklärung über Widerstand 
und Verfolgung im Stadthaus. Die Erinnerung an den Faschis-
mus und die Auseinandersetzung damit gehören nicht in pri-
vate Hände, sondern in die öffentliche Verantwortung.

Das Stadthaus war die Zentrale des Nazi-Terrors
Mitten in Hamburgs Innenstadt befand sich von 1933 bis 1943 
der Sitz der Ordnungspolizei, der Gestapo, der Kriminal- und 
Sicherheitspolizei und weiterer Polizeidienststellen des 3. Rei-
ches. Das Stadthaus war Gestapo-Hauptquartier und das Zen-
trum des Nazi-Terrors in Hamburg sowie weiten Teilen Nord-
deutschlands:
n	 Hier wurden die Deportationen der Hamburger Jüdinnen 

und Juden, Sinti und Roma geplant und vorbereitet,
n 	hier wurden die Polizeibataillone aus Hamburg, Bremen und 

Lübeck für den Einsatz im Vernichtungskrieg organisiert 
und eingesetzt,

n 	hier saß die Abteilung der Gestapo, die für die Überwachung 
von hunderttausenden Zwangsarbeiter_innen zuständig 
war und sie bei kleinsten angeblichen Vergehen bestraften 
und ins KZ bringen ließ. Die Abteilung war auch direkt an 
Hinrichtungen beteiligt. 

n 	hier wurden viele mutige Menschen aus dem politisch be-
gründeten Widerstand, insbesondere auch aus der KPD und 
der SPD, verhört, gefoltert und ermordet, 

n 	hier begann der Leidensweg Tausender, die als Zeugen Je-
hovas, Homosexuelle, Swing-Jugendliche, Oppositionelle, 
Berufsverbrecher oder Asoziale stigmatisiert, verfolgt, ver-
haftet und in die Zuchthäuser und Konzentrationslager de-
portiert und in zahlreichen Fällen dort ermordet wurden.

Seit fast einem Jahr setzt sich die Initiative Gedenkort Stadt-
haus dafür ein, im ehemaligen Stadthaus eine würdige Ge-
denkstätte zu eröffnen. Hier, nahe der Stadthausbrücke, 
waren in der NS-Zeit die hamburgische Polizei und die 
Gestapo-Zentrale untergebracht. Hier sind zahlreiche 
Menschen gequält, gefoltert und ermordet worden. Am 30. 
Januar 2018 hatten sich Angehörige im Stadthaus misshan-
delter und gefolterter WiderstandskämpferInnen zu Wort 
gemeldet und »die Einrichtung einer würdigen Dokumenta-
tions- und Erinnerungsstätte für den antifaschistischen Wi-
derstand in Hamburg« sowie »die Kennzeichnung des Ortes 
nach innen und außen als zentralen Ort des Nazi-Terrors in 
Hamburg« gefordert. Ende Juni legte eine Gruppe von Histo-
rikerInnen und GedenkstättenexpertInnen aus der gesamten 
Bundesrepublik nach, kritisierte den unsensiblen Verkauf an 
die Immobilienfirma Quantum und beharrte ebenfalls auf der 
Schaffung »eines angemessenen Lern- und Gedenkortes«. Seit 
Monaten werden Mahnwachen und Kundgebungen vor dem 
inzwischen eingeweihten Edelkaufhaus »Stadthöfe« durch-
geführt, für den 17. November laden Hamburgs Geschichts-
werkstätten zu einer Tagung unter der Überschrift »Gedenk-
stätte und Lernort Stadthaus – was ist uns das wert?« ein. 
Doch auf Senatsseite rührt sich nichts, und der mit reichlich 
Vorschusslorbeeren bedachte neue Kultursenator Dr. Carsten 
Brosda … versagt.

Vor wenigen Tagen hat die Initiative Gedenkort Stadthaus 
einen weiteren, sehr informativen Flyer über die Geschichte 
und Bedeutung des Gebäudes und den aktuellen Stand der 
Auseinandersetzungen herausgegeben. Wir nehmen den Text 
gerne an dieser Stelle auf.
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Nach 1945: Verschweigen und verdrängen 
und privatisieren
Nach dem Ende der Nazi-Diktatur wurde das teilweise zer-
störte Gebäude wiederaufgebaut und zum Sitz der Baubehör-
de. Das Wissen um die im Stadthaus organisierten und betrie-
benen Verbrechen wurde jahrzehntelang verschwiegen und 
verdrängt. Erst 1981 wurde auf intensives Drängen einer Ge-
werkschaftsgruppe und auf Antrag der dort Beschäftigten und 
ihrer finanziellen Mitwirkung eine Gedenktafel angebracht. An 
einer weitergehenden Erinnerung waren Senat und Bürger-
schaft nicht interessiert.

Noch einmal 30 Jahre brauchte es, bis der Senat im Zusam-
menhang mit der Privatisierung des stadteigenen Gebäude-
komplexes die Notwendigkeit anerkannte, hier »ein würdiges 
Gedenken an die Opfer der nationalsozialistischen Gewaltherr-
schaft in Hamburg« zu etablieren. Der Immobilieninvestor 
Quantum musste sich im Kaufvertrag verpflichten, einen 
»Lernort mit unterschiedlichen Inhalten (Ausstellung, Semi-
nare, Veranstaltungen, Inszenierungen, Dokumentationen)« 
auf einer Ausstellungsfläche von ca. 750 qm einzurichten und 
zu betreiben. Das entspricht weniger als 0,4% der Gesamtflä-
che des neuen Luxusquartiers Stadthöfe. 

»Der Umgang mit dem Stadthaus stellt die Erinnerungskul-
tur unserer Stadt auf eine Bewährungsprobe. Es ist zu hof-
fen, dass Hamburg diese Probe besteht«. 

Senator a.D. Prof. Dr. Joist Grolle, 2008 als Vorsitzender 
des Vereins für Hamburgische Geschichte

Infopoint statt würdigem Gedenken
Doch was ist aus den im Kaufvertrag vereinbarten 750 qm ge-
worden? Im Mai 2018 wurde an der Stadthausbrücke 8a die 
Buchhandlung »Lesesaal« mit Café und angeschlossenem »Ge-
schichtsort« eröffnet. Für diesen »Geschichtsort« stehen nur 
noch 50 qm, also nicht mehr als ein Infopoint, zur Verfügung. 
Der Investor sieht damit seine vertraglichen Verpflichtungen 
erfüllt. Denn er rechnet die Fläche von Buchhandlung und Café 
ebenso wie die im Untergeschoss liegende Toiletten- und Auf-
zugsanlage des Gebäudes und die Flanierfläche »Arkaden« in 
den »Stadthöfen« als Teile des Gedenkorts.

Der Kultursenator bestätigt trotz aller Proteste bislang die-
se schamlose Vertragsinterpretation des Investors. 

So macht die Privatisierung der Erinnerung aus der mörde-
rischen Nazi-Geschichte des Stadthauses eine Bagatelle. 

Kritik und Protest
n	 Seit Jahresbeginn haben sich Verfolgtenverbände (VVN 

[Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes – Bund der 
Antifaschistinnen und Antifaschisten] und AVS [Arbeitsge-
meinschaft ehemals verfolgter Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten]), Geschichtswerkstätten, Erinnerungs-
initiativen und viele Unterstützer_innen wie die gewerk-
schaftliche Gruppe Gedenktafel Stadthaus von 1980 zu ei-
ner Initiative Gedenkort Stadthaus zusammengefunden und 
vielfältig ihren Protest artikuliert. 

n	 Als Reaktion auf diesen öffentlichen Druck wurde von der 
Kulturbehörde ein »Beirat« berufen. Dessen Mitglieder ha-
ben festgestellt, dass auf der für den »Geschichtsort« ver-
bliebenen Fläche von 50 qm eine Dokumentation von Poli-
zei- und Nazi-Terror, Mord, Verfolgung und Widerstand nur 
unangemessen oberflächlich möglich, ein Lernort unter den 
gegebenen Bedingungen jedoch keineswegs realisierbar ist 
und gefordert, dass dafür zusätzliche Fläche bereitgestellt 
werden muss. 

n	 In einem Offenen Brief an den Bürgermeister haben zahl-
reiche anerkannte Historikerinnen und Historiker ebenfalls 
das von Quantum und Kulturbehörde vertretene Konzept 
scharf kritisiert.

n	 Immer wieder wird darauf hingewiesen, dass Städte wie 
Münster, Berlin, München, Nürnberg, Köln und Düsseldorf 
in Gebäuden, die ähnlich wie das Stadthaus in Hamburg, 
Hauptquartiere des organisierten Nazi-Terrors waren, mo-
derne und angemessene Dokumentations- und Erinne-
rungsorte geschaffen haben. Große Besucherzahlen dort 
belegen das Interesse der Menschen und die gesellschaft-
liche Notwendigkeit von Erinnerungskultur für Gegenwart 
und Zukunft. 

»Als Mitglied der Vereinigung der Verfolgten des Naziregi-
mes, deren Ehrenpräsidentin ich heute bin, habe ich selbst 
noch viele der in den Büros und Kellern Misshandelten ken-
nengelernt. Nie konnten sie vergessen, was ihnen angetan 
wurde, nie konnten sie das Stadthaus von seiner schreck-
lichen Geschichte trennen. Wir denken an alle diejenigen, 
die genau wie wir sehr betroffen und unsagbar entsetzt 
sind, wie in Hamburg anscheinend der Konsum wichtiger 
ist als ein ehrenvolles Gedenken.«

Esther Bejarano

Wir fordern:
n	 Einen Lern-, Dokumentations- und Gedenkort, der diese 

Geschichte des Stadthauses, die zur Geschichte Hamburgs 
gehört, ins öffentliche Bewusstsein bringt,

n	 einen Raum für die Darstellung des antifaschistischen Wi-
derstandes und die Würdigung der Widerstandskämpfe-
rinnen und Kämpfer,

n	 für diesen Lernort Stadthaus eine Fläche, in der zumindest 
die schon vorhandenen Ausstellungen und Inhalte ange-
messen präsentiert werden können,

n	 und als einen Schritt dazu die Durchsetzung des zwischen 
der Stadt und dem Investor Quantum geschlossenen Ver-
trages über 750 qm.

Wir schlagen daher für den an diesem zentralen Ort erforder-
lichen Dokumentations- und Lernort das Görtz’sche Palais 
am Neuen Wall vor, in dem u.a. die Leiter von Polizei, Sicher-
heitspolizei und Gestapo residierten und durch dessen Tor die 
Verhafteten und Inhaftierten auf den Gestapo-Hof gefahren 
wurden.

Wir sind nicht bereit, den respektlosen Umgang mit der Ge-
schichte des Stadthauses hinzunehmen. Denn wir wollen nicht 
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denen recht geben, die die Nazi-Verbrechen zu einer Kleinig-
keit bagatellisieren oder die daran Beteiligten als Vorbilder und 
Leitfiguren etablieren wollen. 

In Hamburg muss sich die Glaubwürdigkeit antifaschis-
tischer Bekundungen auch am Umgang mit dem Stadthaus 
messen lassen. 

Was tun?
Mahnwachen: In der Regel findet an jedem Freitag von 17 bis 
18 Uhr eine Mahnwache statt, die der Aufklärung der Pas-
santen dient,

Informationen und Forderungen bitte weitergeben, insbe-
sondere an Mitglieder der Parteien, die derzeit die Regierungs-
verantwortung haben (SPD und Grüne). 

Spenden können Sie für unsere Aktivitäten auf folgendes 
Konto: VVN-BdA e.V. Hamburg, bei der Hamburger Sparkasse 
IBAN DE78 2005 0550 1206 1271 83, Stichwort: Stadthaus

Den kompletten Flyer der Initiative Gedenkort Stadthaus gibt 
es unter www.keine-stimme-den-nazis.org/images/PDF/Flyer_
VVN_Mahnwache_November_2018_03_Druckversion.pdf. 
Hier finden sich auch die Namen der UnterzeichnerInnen des 
Aufrufs.

Temporäres Kunstobjekt am Stadthaus
Auf der letzten, erneut sehr beeindruckenden Kundgebung 
der Initiative am 8. November sprach auch Jascha-Bela 
Kretschmann von der studentischen Gruppe »How to Mo-
nument?« Von der Gruppe stammt ein provokatives Kunst
objekt, das bei der Firma Quantum und dem Senat auf keine 
Gegenliebe stieß und nach zwei Tagen wieder abgebaut 
wurde. Wir dokumentieren nachfolgend die Rede von Jascha 
Bela-Kretschmann und ein Foto des zum Nachdenken anre-
genden Objekts.

Wir sind Studierende der Architektur und des Designs und set-
zen uns aus dieser Perspektive mit dem Potenzial der Stadt-
höfe auseinander. Wir sehen hier das Potenzial, Geschichte 
nicht nur erzählen zu können. Dieser Ort bietet die Möglich-
keit, Geschichte zu fühlen, sie zu empfinden. 

Nirgends in Hamburg kann man sich besser dem Gedanken 
hingeben, dass Machtinstrumente der Nazis wie die GESTAPO 
und deren Gräueltaten einst Gegenwart waren, als beispiels-
weise beim Besuch des »Seufzergangs«.1 

Zurecht überkommt einen ein Schauer beim Vorbeischrei-
ten an den Lichtschächten, die einst in die Zellen politisch 
Verfolgter reichten. Ein noch größerer Schauer allerdings 
überkommt mich, wenn ich sehe, dass jemand »Kopp hoch 
Chérie!« darauf schreibt … und es sich dabei nicht um Schmie-
rereien rechtsextremer Teenager handelt, sondern um einen 
Slogan des von der Stadt Hamburg ausgewählten neuen Ei-
gentümers.

Für mich als Gestalter ist es unerklärlich, wie jemand der-
maßen instinktlos handeln und eingreifen kann. Dieses Vor-
gehen dient allein dem Verfolgen profitorientierter Interessen 
und verliert einen ganz wesentlichen Aspekt völlig aus den 

Augen. Aus diesem Defizit heraus haben wir einen Entwurf ge-
fertigt, der diesen Missstand sichtbar machen soll. Wir richte-
ten das Augenmerk auf die aktuellen Umstände, bei denen die 
Etablierung eines neuen Trend-Standorts auf die Aufarbeitung 
von Geschichte trifft. Wir blicken auf den Wider-spruch von 
Shopping und Gedenken.

Inspiriert von den Plänen der Kulturbehörde haben wir also 
ein Kunstwerk geschaffen und es vor dem Lesesaal platziert. 
Es handelt sich um eine gläserne Verkaufsvitrine, wie man sie 
aus Fußgängerzonen kennt. In eleganter Schrift trägt sie den 
Titel GESTAPO.

Wir stoßen Flaneure auf der Suche nach dem Shoppingver-
gnügen auf die dunkle Vergangenheit des Stadthauses. Und 
wir kritisieren, wie die Verantwortung für ein würdiges Erin-
nern zum Verkaufsgegenstand wurde.

1 Mit dem »Seufzergang« wurde der Weg von den Zellen zum Verhörraum 
bezeichnet. 
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